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I 

(Entschließungen, Empfehlungen und Stellungnahmen) 

STELLUNGNAHMEN 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

STELLUNGNAHME DER KOMMISSION 

vom 7. März 2012 

zum Plan für die Ableitung radioaktiver Stoffe aus der Anlage SPIRAL-2 in Frankreich gemäß 
Artikel 37 Euratom-Vertrag 

(Nur der französische Text ist verbindlich) 

(2012/C 71/01) 

Die nachstehende Bewertung erfolgt gemäß den Bestimmungen des Euratom-Vertrags und unbeschadet 
möglicher weiterer Prüfungen, die gemäß dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
und den aus ihm und dem abgeleiteten Recht erwachsenden Pflichten durchzuführen sind. 

Am 15. September 2011 erhielt die Europäische Kommission von der französischen Regierung gemäß 
Artikel 37 Euratom-Vertrag die allgemeinen Angaben zum Plan für die Ableitung radioaktiver Stoffe aus 
der Anlage SPIRAL-2 in Frankreich. 

Auf der Grundlage dieser Angaben und nach Anhörung der Sachverständigengruppe nimmt die Kommission 
wie folgt Stellung: 

1. Die Entfernung der Anlage zur nächstgelegenen Landesgrenze eines anderen Mitgliedstaats, in diesem Fall 
des Vereinigten Königreichs, beträgt 170 km. 

2. Unter normalen Betriebsbedingungen werden die Ableitungen flüssiger und gasförmiger radioaktiver 
Stoffe aus der Anlage keine unter gesundheitlichen Gesichtspunkten signifikante Exposition der 
Bevölkerung eines anderen Mitgliedstaats verursachen. 

3. Die festen radioaktiven Abfälle werden am Standort zwischengelagert und später in eine genehmigte 
Behandlungs- oder Entsorgungsanlage in Frankreich überführt. 

4. Im Falle nicht geplanter Freisetzungen radioaktiver Stoffe nach einem Störfall der in den allgemeinen 
Angaben betrachteten Art und Größenordnung wären die Dosen, die von der Bevölkerung in einem 
anderen Mitgliedstaat wahrscheinlich aufgenommen würden, unter gesundheitlichen Gesichtspunkten 
unerheblich. 

Die Kommission gelangt somit zu dem Schluss, dass nicht davon auszugehen ist, dass die Durchführung des 
Plans zur Ableitung radioaktiver Stoffe aller Art aus der Anlage SPIRAL-2 in Frankreich im normalen Betrieb 
oder bei einem Störfall der in den allgemeinen Angaben betrachteten Art und Größenordnung eine unter 
gesundheitlichen Gesichtspunkten signifikante radioaktive Verseuchung des Wassers, des Bodens oder des 
Luftraums eines anderen Mitgliedstaats verursachen wird. 

Brüssel, den 7. März 2012 

Für die Kommission 

Günther OETTINGER 
Mitglied der Kommission
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II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache COMP/M.6507 — Anglo American/De Beers) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 71/02) 

Am 6. März 2012 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten 
Zusammenschluss zu erheben und ihn für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären. Der 
vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar und wird in einer um etwaige 
Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veröffentlicht: 

— Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/ 
cases/). Auf dieser Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie 
Unternehmensname, Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen 
werden, 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32012M6507 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum 
Gemeinschaftsrecht.
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Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 107 und 108 des AEU-Vertrags 

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 71/03) 

Datum der Annahme der Entscheidung 12.10.2011 

Referenz-Nummer der staatlichen Beihilfe SA.33023 (11/NN) 

Mitgliedstaat Irland 

Region — 

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Restructuring of Quinn Insurance Ltd through the contribution of the 
Insurance Compensation Fund 

Rechtsgrundlage Insurance Act 1964 

Art der Beihilfe Einzelbeihilfe 

Ziel Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben 

Form der Beihilfe Zuschuss 

Haushaltsmittel Gesamtbetrag der vorgesehenen Beihilfe: 738 Mio. EUR 

Beihilfehöchstintensität — 

Laufzeit — 

Wirtschaftssektoren Finanzmittler 

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde Insurance Compensation Fund 

Sonstige Angaben — 

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der(den) verbindlichen Sprache(n) 
finden Sie unter der Adresse: 

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/state_aids_texts_de.htm 

Datum der Annahme der Entscheidung 26.1.2012 

Referenz-Nummer der staatlichen Beihilfe SA.33314 (11/N) 

Mitgliedstaat Spanien 

Region Cataluña 

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Subvenciones para la producción de largometrajes cinematográficos que 
tengan méritos artísticos y culturales 

Rechtsgrundlage Resolución CLT/876/2011, de 4 de abril, de convocatoria para la con­
cesión de subvenciones, en régimen de concurrencia competitiva, para la 
producción de largometrajes cinematográficos que tengan méritos artís­
ticos y culturales.
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Art der Beihilfe Beihilferegelung 

Ziel Kultur 

Form der Beihilfe Zuschuss 

Haushaltsmittel Geplante Jahresausgaben: 1 Mio. EUR 
Gesamtbetrag der vorgesehenen Beihilfe: 6 Mio. EUR 

Beihilfehöchstintensität 20 % 

Laufzeit 13.4.2011-31.12.2016 

Wirtschaftssektoren Medien 

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde ICIC 
Rambla Santa Mónica, 8 
08002 Barcelona 
ESPAÑA 

Sonstige Angaben — 

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der(den) verbindlichen Sprache(n) 
finden Sie unter der Adresse: 

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/state_aids_texts_de.htm 

Datum der Annahme der Entscheidung 20.12.2011 

Referenz-Nummer der staatlichen Beihilfe SA.33422 (11/N) 

Mitgliedstaat Polen 

Region — 

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Przedłużenie programu gwarancji kontraktów eksportowych 

Rechtsgrundlage 1. Ustawa z dnia 7 lipca 1994 r. o gwarantowanych przez Skarb 
Państwa ubezpieczeniach eksportowych 

2. Uchwała nr 111/2006 Komitetu Polityki Ubezpieczeń Eksportowych 
z dnia 20 grudnia 2006 r. w sprawie szczegółowych zasad 
działalności Korporacji Ubezpieczeń Kredytów Eksportowych Spółka 
Akcyjna w zakresie gwarantowanych przez Skarb Państwa gwarancji 
ubezpieczeniowych dotyczących kontraktu eksportowego oraz zasad 
ustalania wynagrodzeń z tytułu udzielonych gwarancji ubezpiecze­
niowych 

Art der Beihilfe Beihilferegelung 

Ziel Export und Auslandsbeteiligungen 

Form der Beihilfe Bürgschaft 

Haushaltsmittel Im jährlichen Haushaltsgesetz festzulegen. 

Beihilfehöchstintensität — 

Laufzeit 1.1.2012-31.12.2016 

Wirtschaftssektoren Alle Sektoren
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Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde KUKE SA 
ul. Sienna 39 
00-121 Warszawa 
POLSKA/POLAND 

Sonstige Angaben — 

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der(den) verbindlichen Sprache(n) 
finden Sie unter der Adresse: 

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/state_aids_texts_de.htm

DE 9.3.2012 Amtsblatt der Europäischen Union C 71/5

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/state_aids_texts_de.htm


IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

RAT 

Mitteilung für die Personen, auf die restriktive Maßnahmen nach dem Beschluss 2010/656/GASP des 
Rates und der Verordnung (EG) Nr. 560/2005 des Rates über die Anwendung restriktiver 
Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen in Côte d'Ivoire Anwendung finden 

(2012/C 71/04) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

Den in Anhang II zu dem durch den Durchführungsbeschluss 2012/144/GASP ( 1 ) des Rates durchgeführten 
Beschluss 2010/656/GASP ( 2 ) des Rates und in Anhang IA der durch die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
193/2012 ( 3 ) des Rates durchgeführten Verordnung (EG) Nr. 560/2005 ( 4 ) des Rates über die Anwendung 
restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen in Côte d'Ivoire aufgeführten Personen wird Folgendes 
mitgeteilt: 

Der Rat der Europäischen Union hat beschlossen, dass die in den genannten Anhängen aufgeführten 
Personen in die Liste der Personen aufzunehmen sind, die den im Beschluss 2010/656/GASP und in der 
Verordnung (EG) Nr. 560/2005 festgelegten restriktiven Maßnahmen unterliegen. 

Die betroffenen Personen werden darauf hingewiesen, dass sie bei den zuständigen Behörden des bzw. der 
betreffenden Mitgliedstaaten (siehe Websites in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 560/2005) beantragen 
können, dass ihnen die Verwendung der eingefrorenen Gelder zur Deckung ihrer Grundbedürfnisse oder für 
bestimmte Zahlungen genehmigt wird (vgl. Artikel 3 der Verordnung). 

Die betroffenen Personen können beim Rat (siehe nachstehende Anschrift) unter Vorlage von entsprechen­
den Nachweisen beantragen, dass der Beschluss, sie in die genannte Liste aufzunehmen, überprüft wird. 

Rat der Europäischen Union 
Generalsekretariat 
GD K Referat Koordinierung 
Rue de la Loi/Wetstraat 175 
1048 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Die betroffenen Personen werden ferner darauf aufmerksam gemacht, dass sie den Beschluss des Rates vor 
dem Gericht der Europäischen Union unter den Voraussetzungen des Artikels 275 Absatz 2 und des 
Artikels 263 Absätze 4 und 6 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union anfechten 
können.
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EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs ( 1 ) 

8. März 2012 

(2012/C 71/05) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,3242 

JPY Japanischer Yen 108,18 

DKK Dänische Krone 7,4344 

GBP Pfund Sterling 0,83865 

SEK Schwedische Krone 8,8894 

CHF Schweizer Franken 1,2050 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 7,4210 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 24,767 

HUF Ungarischer Forint 292,90 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,6977 

PLN Polnischer Zloty 4,1135 

RON Rumänischer Leu 4,3558 

TRY Türkische Lira 2,3514 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,2441 

CAD Kanadischer Dollar 1,3178 

HKD Hongkong-Dollar 10,2720 

NZD Neuseeländischer Dollar 1,6045 

SGD Singapur-Dollar 1,6593 

KRW Südkoreanischer Won 1 477,43 

ZAR Südafrikanischer Rand 9,9663 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 8,3664 

HRK Kroatische Kuna 7,5575 

IDR Indonesische Rupiah 12 097,94 

MYR Malaysischer Ringgit 3,9772 

PHP Philippinischer Peso 56,430 

RUB Russischer Rubel 39,3346 

THB Thailändischer Baht 40,441 

BRL Brasilianischer Real 2,3298 

MXN Mexikanischer Peso 16,9511 

INR Indische Rupie 66,7463
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V 

(Bekanntmachungen) 

VERWALTUNGSVERFAHREN 

EUROPÄISCHES ZENTRUM FÜR DIE FÖRDERUNG DER 
BERUFSBILDUNG 

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen — GP/RPA/ReferNet-FPA/001/12 

ReferNet — Europäisches Netzwerk für Berufsbildung des Cedefop 

(2012/C 71/06) 

1. Ziele und Beschreibung 

Im Rahmen des Vorhabens, ein Europäisches Netzwerk für Berufsbildung — das ReferNet — zu errichten, 
soll mit dieser Aufforderung jeweils ein Antragsteller in Irland und Spanien ausgewählt werden (siehe Punkt 
3 unten, Förderfähigkeitskriterien), mit dem das Cedefop einen Partnerschaftsrahmenvertrag über eine Lauf­
zeit von vier Jahren abschließen wird; darüber hinaus soll mit jedem ausgewählten Antragsteller eine 
spezielle Finanzhilfevereinbarung für einen achtmonatigen, 2012 durchzuführenden Arbeitsplan getroffen 
werden. 

Das Europäische Zentrum für die Förderung der Berufsbildung (Cedefop) ist eine Agentur der Europäischen 
Union (EU), die 1975 gegründet wurde und seit 1995 ihren Sitz in Griechenland hat. Das Zentrum wird als 
maßgebliche Quelle für Informationen und Fachwissen bezüglich Berufsbildung, Fähigkeiten und Kompeten­
zen anerkannt. Seine Aufgabe ist es, die Entwicklung der europäischen Politik im Bereich der Berufsbildung 
zu unterstützen und zu deren Umsetzung beizutragen. 

ReferNet ist das Europäische Netzwerk für Berufsbildung des Cedefop. Es hat den Auftrag, das Cedefop zu 
unterstützen, indem es Berichte über nationale Systeme und politische Entwicklungen im Bereich der 
Berufsbildung erstellt und die Außenwirkung der Berufsbildung und der Dienstleistungen des Cedefop 
erhöht. Das Netzwerk setzt sich aus 29 Mitgliedern — den nationalen ReferNet-Partnern in den EU- 
Mitgliedstaaten sowie Island und Norwegen — zusammen. Bei den nationalen ReferNet-Partnern handelt 
es sich um bedeutende Einrichtungen, die in dem Land, das sie vertreten, auf dem Gebiet der Berufsbildung 
tätig sind. 

Die Partnerschaftsrahmenverträge werden mithilfe von speziellen Finanzhilfevereinbarungen umgesetzt. Da­
her müssen Antragsteller nicht nur einen Vorschlag für den vierjährigen Partnerschaftsrahmenvertrag ein­
reichen (der ggf. zur Unterzeichung eines Partnerschaftsrahmenvertrags für den Zeitraum 2012-2015 führt), 
sondern auch den Finanzhilfeantrag für die Aktivitäten im Jahr 2012 stellen (der ggf. zur Unterzeichnung 
der speziellen achtmonatigen Finanzhilfevereinbarung im Jahr 2012 führt). Der Antragsteller muss den 
Nachweis erbringen, dass er über die erforderlichen Kapazitäten zur Durchführung sämtlicher in dem 
Vierjahreszeitraum vorgesehener Aktivitäten verfügt, und eine angemessene Kofinanzierung für die Durch­
führung des Arbeitsplans sicherstellen. 

2. Haushaltsmittel und Projektlaufzeit 

Die voraussichtlich für die vierjährige Laufzeit der Partnerschaftsrahmenverträge verfügbaren Mittel belaufen 
sich, vorbehaltlich der jährlichen Entscheidungen der Haushaltsbehörde, auf 4 000 000 EUR. 

Die den 27 Mitgliedstaaten, Island und Norwegen zur Verfügung stehenden Gesamtmittel für den Jahres­
arbeitsplan 2012 (Projektdauer: 12 Monate) betragen 955 000 EUR. 

Die Höhe der Finanzhilfe richtet sich nach der Bevölkerungsgröße des jeweiligen Landes und wird für die 
Durchführung eines Jahresarbeitsplans gewährt. Bei der Verteilung der verfügbaren Gesamtmittel für den 
Jahresarbeitsplan 2012 werden abhängig von der Bevölkerungsgröße drei Ländergruppen berücksichtigt:
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— Ländergruppe 1: Estland, Island, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Slowenien und Zypern. Höchst­
betrag der Finanzhilfe: 23 615 EUR. 

— Ländergruppe 2: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Finnland, Griechenland, Irland, Niederlande, Norwegen, 
Österreich, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Tschechische Republik und Ungarn. Höchstbetrag 
der Finanzhilfe: 33 625 EUR. 

— Ländergruppe 3: Deutschland, Frankreich, Italien, Polen, Spanien, Vereinigtes Königreich. Höchstbetrag 
der Finanzhilfe: 43 620 EUR. 

Da der Arbeitsplan der ReferNet-Partner in Irland und Spanien im Jahr 2012 weniger als 12 Monate 
umfassen wird, wird die effektiv gewährte Finanzhilfe die oben angegebenen Höchstbeträge pro Jahr unter­
schreiten. 

Die Finanzhilfe der Union ist ein finanzieller Beitrag zu den Kosten, die der Begünstigte (und/oder der/die 
Mitbegünstigte/n) zu tragen hat. Diese müssen durch einen eigenen finanziellen Beitrag und/oder lokale, 
regionale, nationale und/oder private Zuschüsse ergänzt werden. Die Finanzhilfe der Union beträgt höchs­
tens 70 % der gesamten förderfähigen Kosten. 

Das Cedefop behält sich das Recht vor, nicht alle verfügbaren Mittel auszuschütten. 

3. Förderfähigkeitskriterien 

Um als förderfähig zu gelten, muss der Antragsteller: 

a) eine öffentliche oder private Einrichtung mit eigener Rechtsform und Rechtspersönlichkeit sein (natür­
liche Personen bzw. Einzelpersonen sind nicht förderfähig); 

b) in einem der folgenden Länder seinen Sitz haben: 

— Irland, 

— Spanien. 

4. Frist für die Einreichung von Anträgen 

Die Anträge für den Partnerschaftsrahmenvertrag und den Jahresarbeitsplan 2012 sind bis spätestens 
16. April 2012 einzureichen. 

Der an die spezielle Finanzhilfevereinbarung für das Jahr 2012 anknüpfende Jahresarbeitsplan 2012 tritt im 
Mai 2012 für eine Dauer von 8 Monaten in Kraft. 

5. Weitere Informationen 

Ausführliche Informationen über die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen, das Antragsformular 
und die zugehörigen Anhänge sind ab dem 13. März 2012 auf der Website des Cedefop unter folgender 
Adresse verfügbar: 

http://www.cedefop.europa.eu/EN/working-with-us/public-procurements/calls-for-proposals.aspx 

Die Anträge müssen den im Volltext der Aufforderung angegebenen Vorgaben entsprechen und auf den 
hierfür vorgesehenen offiziellen Formularen eingereicht werden. 

Die Bewertung der Vorschläge erfolgt nach den Grundsätzen der Transparenz und der Gleichbehandlung. 

Alle eingereichten Anträge werden von einem Expertenausschuss hinsichtlich der im Volltext der Auffor­
derung angegebenen Kriterien für Förderfähigkeit, Ausschluss, Auswahl und Vergabe bewertet.
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VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER GEMEINSAMEN HANDELSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Bekanntmachung der Einleitung einer Interimsüberprüfung der Antidumpingmaßnahmen gegenüber 
den Einfuhren von Fahrrädern mit Ursprung in der Volksrepublik China 

(2012/C 71/07) 

Die Europäische Kommission („Kommission“) hat beschlossen, 
von Amts wegen eine Interimsüberprüfung der Antidumping­
maßnahmen gegenüber den Einfuhren von Fahrrädern mit Ur­
sprung in der Volksrepublik China nach Artikel 11 Absatz 3 
und Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 
des Rates vom 30. November 2009 über den Schutz gegen 
gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft 
gehörenden Ländern ( 1 ) („Grundverordnung“) einzuleiten. 

1. Ware 

Gegenstand dieser Überprüfung sind Zweiräder und andere 
Fahrräder (einschließlich Lastendreirädern, aber ausgenommen 
Einräder), ohne Motor („zu überprüfende Ware“). Bei der nach 
früheren Untersuchungsergebnissen gedumpten ( 2 ) Ware handelt 
es sich um die zu überprüfende Ware mit Ursprung in der 
Volksrepublik China („betroffenes Land“), die derzeit unter den 
KN-Codes 8712 00 30 und ex 8712 00 70 eingereiht wird. 

2. Geltende Maßnahmen 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2474/93 ( 3 ) führte der Rat einen 
endgültigen Antidumpingzollsatz in Höhe von 30,6 % auf die 
Einfuhren von Fahrrädern mit Ursprung in der Volksrepublik 
China ein. 

Im Anschluss an eine Umgehungsuntersuchung nach Artikel 13 
der Grundverordnung wurde dieser Zoll mit der Verordnung 
(EG) Nr. 71/97 des Rates ( 4 ) auf die Einfuhren bestimmter Fahr­
radteile mit Ursprung in der Volksrepublik China ausgeweitet. 
Darüber hinaus wurde beschlossen, ein „Befreiungssystem“ auf 
der Grundlage von Artikel 13 Absatz 2 der Grundverordnung 
einzurichten („Befreiungssystem“). Die Rechtsgrundlage für die 
Funktionsweise des Befreiungssystems wurde in der Verordnung 
(EG) Nr. 88/97 der Kommission ( 5 ) festgelegt. Um eine Befrei­

ung von dem ausgeweiteten Zoll zu erhalten, müssen Fahrrad­
hersteller in der Union Folgendes beachten: der Wert der bei 
ihnen montierten chinesischen Fahrradteile muss unter 60 v. H. 
bleiben, oder der Wert, der den verwendeten eingeführten Teilen 
hinzugefügt wird, muss mehr als 25 v. H. betragen. Derzeit 
nehmen über 250 Unternehmen eine Befreiung in Anspruch. 

Im Anschluss an eine Interimsüberprüfung nach Artikel 11 Ab­
satz 3 der Grundverordnung beschloss der Rat mit der Verord­
nung (EG) Nr. 1095/2005 ( 6 ), den geltenden Antidumpingzoll 
auf 48,5 % zu erhöhen („Änderungsinterimsüberprüfung“). 

Nach einer Überprüfung der Ausweitung des Antidumpingzolls 
gegenüber den Einfuhren von Fahrrädern mit Ursprung in der 
Volksrepublik China auf die Einfuhren bestimmter Fahrradteile 
aus der Volksrepublik China nach Artikel 11 Absatz 3 und 
Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung beschloss der Rat 
mit der Verordnung (EG) Nr. 171/2008 ( 7 ), die Antiumgehungs­
maßnahmen aufrechtzuerhalten. 

Im Anschluss an eine Auslaufüberprüfung nach Artikel 11 Ab­
satz 2 der Grundverordnung beschloss der Rat mit der Durch­
führungsverordnung (EU) Nr. 990/2011 ( 8 ) die Aufrechterhal­
tung der obengenannten Maßnahmen. 

3. Gründe für die Überprüfung 

Der Kommission liegen hinreichende Anscheinsbeweise dafür 
vor, dass sich bezüglich des Dumpings und der Schädigung 
die Umstände, auf deren Grundlage die geltenden Maßnahmen 
eingeführt wurden, dauerhaft geändert haben könnten. 

Insbesondere liegen der Kommission Informationen vor, wo­
nach das Ausfuhrkontingentsystem für Fahrradhersteller in der 
Volksrepublik China, aufgrund dessen den ausführenden Her­
stellern im Rahmen der Änderungsinterimsüberprüfung keine 
Marktwirtschaftsbehandlung gewährt wurde, im Januar 2011 
abgeschafft wurde.
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( 1 ) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51. 
( 2 ) Dumping bezeichnet den Verkauf einer Ware zur Ausfuhr (betrof­

fene Ware) zu einem Preis unterhalb ihres „Normalwerts“. Als Nor­
malwert gilt in der Regel ein vergleichbarer Preis für eine „gleich­
artige“ Ware auf dem Inlandsmarkt des betroffenen Landes. Unter 
einer „gleichartigen Ware“ wird eine Ware verstanden, die der be­
troffenen Ware in jeder Hinsicht gleicht, oder, falls eine solche Ware 
nicht existiert, eine Ware, die der betroffenen Ware sehr ähnlich ist. 

( 3 ) ABl. L 228 vom 9.9.1993, S. 1. 
( 4 ) ABl. L 16 vom 18.1.1997, S. 55. 
( 5 ) ABl. L 17 vom 21.1.1997, S. 17. 

( 6 ) ABl. L 183 vom 14.7.2005, S. 1. 
( 7 ) ABl. L 55 vom 28.2.2008, S. 1. 
( 8 ) ABl. L 261 vom 6.10.2011, S. 2.



Außerdem hat sich die Struktur des Wirtschaftszweigs der 
Union geändert. Insbesondere gingen mehrere Unionshersteller 
vom kompletten Produktionszyklus zur (Teil-)Montage einge­
führter Teile über. 

Darüber hinaus kamen durch die EU-Erweiterungen in den Jah­
ren 2004 und 2007 zahlreiche Hersteller zur Fahrradindustrie 
der Union hinzu. Außerdem verlagerten einige Hersteller, die 
vor den beiden Erweiterungsrunden zur EU-Industrie gehört 
hatten, ihre Produktionsstätten in die neuen Mitgliedstaaten 
oder errichteten dort neue Produktionsanlagen. Infolgedessen 
hat sich möglicherweise das Kostenniveau des Wirtschaftszweigs 
der Union geändert. 

Des Weiteren wurde die derzeitige Schadensbeseitigungsschwelle 
auf der Grundlage von aus Stahl hergestellten Fahrrädern be­
rechnet, während gegenwärtig die meisten Fahrräder offenbar 
aus Aluminiumlegierungen hergestellt werden. All diese Ent­
wicklungen scheinen von dauerhaftem Charakter zu sein, so 
dass die Feststellungen zur Schädigung neu überprüft werden 
müssen. 

Ferner steigt die Zahl der Unternehmen, die das Befreiungssys­
tem in Anspruch nehmen, rasch an, ohne dass das System seit 
seiner Einführung im Jahr 1997 angepasst worden wäre. Über­
dies ist das System zur Überwachung der Einfuhren von Teilen, 
die von den Antidumpingmaßnahmen befreit sind, sehr kom­
plex und aufwendig geworden, was seine Wirksamkeit gefähr­
den könnte. 

Aus den dargelegten Gründen erscheint die Aufrechterhaltung 
der Maßnahmen in ihrer jetzigen Höhe zum Ausgleich der Aus­
wirkungen des schädigenden Dumpings u. U. nicht länger an­
gemessen. 

4. Verfahren 

Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden Aus­
schusses zu dem Schluss, dass genügend Beweise vorliegen, 
die die Einleitung einer Interimsüberprüfung rechtfertigen, und 
leitet somit eine Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 und 
Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung ein. 

Im Rahmen der Überprüfung wird untersucht werden, ob die 
Aufrechterhaltung der Maßnahme zum Ausgleich des Dumpings 
nicht mehr notwendig ist und ob damit zu rechnen wäre, dass 
die Schädigung nicht anhalten oder erneut auftreten würde, falls 
die Maßnahme aufgehoben oder geändert werden sollte, oder ob 
die geltende Maßnahme nicht oder nicht mehr ausreicht, um 
das schädigende Dumping unwirksam zu machen. 

Die Überprüfung wird somit zeigen, ob die geltenden Maßnah­
men aufrechterhalten, aufgehoben oder geändert werden müs­
sen. 

Darüber hinaus werden im Rahmen der Überprüfung das Befrei­
ungssystem und seine Funktionsweise bewertet und es wird 
geprüft, ob diesbezüglich ein Änderungsbedarf besteht. 

4.1 Verfahren in Bezug auf Dumping ( 9 ) 

Die ausführenden Hersteller ( 10 ) der zu überprüfenden Ware aus 
dem betroffenen Land, auch diejenigen, die nicht bei den Unter­

suchungen mitgearbeitet haben, welche zur Änderung und zur 
Aufrechterhaltung der geltenden Maßnahmen führten, werden 
aufgefordert, bei der Überprüfung der Kommission mitzuarbei­
ten. 

4.1.1 Untersuchung der ausführenden Hersteller 

4.1.1.1 V e r f a h r e n f ü r d i e A u s w a h l d e r z u u n ­
t e r s u c h e n d e n a u s f ü h r e n d e n H e r s t e l l e r 
i m b e t r o f f e n e n L a n d 

a) Stichprobenverfahren 

Da in dem betroffenen Land eine Vielzahl ausführender 
Hersteller von dem Verfahren betroffen sein dürfte, kann 
die Kommission, um die Überprüfung fristgerecht abschlie­
ßen zu können, die Zahl der zu untersuchenden ausführen­
den Hersteller auf ein vertretbares Maß beschränken, indem 
sie eine Stichprobe bildet („Stichprobenverfahren“). Das 
Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der Grundver­
ordnung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stich­
probenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stich­
probe bilden kann, werden alle ausführenden Hersteller oder 
die in ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, 
mit der Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts 
anderes bestimmt ist, müssen die Parteien dieser Aufforde­
rung binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union nach­
kommen, indem sie der Kommission die in Anhang A die­
ser Bekanntmachung erbetenen Angaben zu ihren Unter­
nehmen übermitteln. 

Die Kommission wird ferner mit den Behörden des betrof­
fenen Landes und gegebenenfalls mit allen ihr bekannten 
Verbänden von ausführenden Herstellern Kontakt aufneh­
men, um die Informationen einzuholen, die sie für die Aus­
wahl der Stichprobe der ausführenden Hersteller benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den vorgenannten Angaben 
weitere sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stich­
probe übermitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen 
nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Europäischen Union tun, sofern nichts anderes bestimmt 
ist. 

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die 
ausführenden Hersteller auf der Grundlage der größten re­
präsentativen Menge der Ausfuhren in die Union ausgewählt 
werden, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in an­
gemessener Weise untersucht werden kann. Alle der Kom­
mission bekannten ausführenden Hersteller, die Behörden 
des betroffenen Landes und die Verbände der ausführenden 
Hersteller werden von der Kommission (gegebenenfalls über 
die Behörden des betroffenen Landes) darüber in Kenntnis 
gesetzt, welche Unternehmen für die Stichprobe ausgewählt 
wurden. 

Die Kommission wird den für die Stichprobe ausgewählten 
ausführenden Herstellern, den ihr bekannten Verbänden aus­
führender Hersteller sowie den Behörden des betroffenen 
Landes Fragebogen zusenden, um die Informationen zu 
den ausführenden Herstellern einzuholen, die sie für ihre 
Untersuchung benötigt. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle ausführen­
den Hersteller, die für die Stichprobe ausgewählt wurden, 
binnen 37 Tagen nach Bekanntgabe der Stichprobenauswahl 
einen ausgefüllten Fragebogen übermitteln.
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( 9 ) Vgl. Fußnote 2. 
( 10 ) Ein ausführender Hersteller ist ein Unternehmen im betroffenen 

Land, das die zu überprüfende Ware herstellt und in die Union 
ausführt, entweder direkt oder über einen Dritten, auch über ein 
verbundenes Unternehmen, das an der Herstellung, den Inlandsver­
käufen oder der Ausfuhr der betroffenen Ware beteiligt ist.



Der Fragebogen enthält unter anderem Angaben zur Struk­
tur der Unternehmen der ausführenden Hersteller, zur Ge­
schäftstätigkeit der Unternehmen im Zusammenhang mit 
der zu überprüfenden Ware, zu den Produktionskosten, 
den Verkäufen der zu überprüfenden Ware auf dem Inlands­
markt des betroffenen Landes und den Verkäufen der zu 
überprüfenden Ware in die Union. 

Unternehmen, die ihrer möglichen Einbeziehung in die 
Stichprobe zugestimmt hatten, jedoch hierfür nicht aus­
gewählt wurden, gelten als mitarbeitend („nicht in die Stich­
probe einbezogene mitarbeitende ausführende Hersteller“). 
Unbeschadet des Buchstabens b darf der Antidumpingzoll, 
der gegebenenfalls auf die von diesen Herstellern stammen­
den Einfuhren erhoben wird, die gewogene durchschnittliche 
Dumpingspanne, die für die in die Stichprobe einbezogenen 
ausführenden Hersteller ermittelt wird, nicht übersteigen ( 11 ). 

b) Individuelle Dumpingspanne für nicht in die Stichprobe ein­
bezogene Unternehmen 

Nicht in die Stichprobe einbezogene mitarbeitende ausfüh­
rende Hersteller können nach Artikel 17 Absatz 3 der 
Grundverordnung beantragen, dass die Kommission die je­
weilige unternehmensspezifische Dumpingspanne („individu­
elle Dumpingspanne“) ermittelt. Die ausführenden Hersteller, 
die eine individuelle Dumpingspanne beantragen möchten, 
müssen einen Fragebogen und andere einschlägige Antrags­
formulare anfordern und diese innerhalb der im nachstehen­
den Satz und in Abschnitt 4.1.2.2 genannten Fristen ord­
nungsgemäß ausgefüllt zurücksenden. Sofern nichts anderes 
bestimmt ist, muss der ausgefüllte Fragebogen binnen 37 
Tagen nach Bekanntgabe der Stichprobenauswahl übermit­
telt werden. Es sei darauf hingewiesen, dass die Kommission 
für ausführende Hersteller aus einem Land ohne Marktwirt­
schaft individuelle Dumpingspannen nur dann ermitteln 
kann, wenn diese erwiesenermaßen die Kriterien für die 
Gewährung einer Marktwirtschaftsbehandlung („MWB“) 
oder zumindest einer individuellen Behandlung („IB“) ent­
sprechend Abschnitt 4.1.2.2 erfüllen. 

Allerdings sollten sich die ausführenden Hersteller, die eine 
individuelle Dumpingspanne beantragen, darüber im Klaren 
sein, dass die Kommission dennoch beschließen kann, keine 
individuelle Dumpingspanne zu ermitteln, wenn beispiels­
weise die Zahl der ausführenden Hersteller so groß ist, 
dass eine solche Ermittlung eine zu große Belastung dar­
stellen und die fristgerechte Durchführung der Überprüfung 
verhindern würde. 

4.1.2 Zusätzliches Verfahren für ausführende Hersteller in dem be­
troffenen Land ohne Marktwirtschaft 

4.1.2.1 W a h l e i n e s D r i t t l a n d s m i t M a r k t w i r t ­
s c h a f t 

Vorbehaltlich der Bestimmungen von Abschnitt 4.1.2.2 ist nach 
Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverordnung bei Ein­
fuhren aus dem betroffenen Land der Normalwert auf der 
Grundlage des Preises oder des rechnerisch ermittelten Wertes 
in einem Drittland mit Marktwirtschaft zu bestimmen. Zu die­
sem Zweck wählt die Kommission ein geeignetes Drittland mit 

Marktwirtschaft aus. Die Wahl der Kommission fiel vorläufig auf 
Mexiko, das bereits in den Untersuchungen ausgewählt worden 
war, die zur Änderung und zur Aufrechterhaltung der geltenden 
Maßnahmen gegenüber den Einfuhren der zu überprüfenden 
Ware aus dem betroffenen Land geführt hatten. Interessierte 
Parteien können binnen 10 Tagen nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union zur An­
gemessenheit dieser Wahl Stellung nehmen. 

4.1.2.2 B e h a n d l u n g v o n a u s f ü h r e n d e n H e r s t e l ­
l e r n i n d e m b e t r o f f e n e n L a n d o h n e 
M a r k t w i r t s c h a f t 

Nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grundverordnung 
können einzelne ausführende Hersteller in dem betroffenen 
Land, die der Ansicht sind, dass für sie bei der Herstellung 
und dem Verkauf der zu überprüfenden Ware marktwirtschaft­
liche Bedingungen herrschen, einen ordnungsgemäß begründe­
ten Antrag auf MWB („MWB-Antrag“) stellen. Marktwirtschafts­
behandlung („MWB“) wird gewährt, wenn die Bewertung des 
MWB-Antrags ergibt, dass die Kriterien des Artikels 2 Absatz 
7 Buchstabe c der Grundverordnung ( 12 ) erfüllt sind. Die Dum­
pingspanne der ausführenden Hersteller, denen MWB gewährt 
wird, berechnet sich soweit möglich und unbeschadet des Rück­
griffs auf die verfügbaren Informationen nach Artikel 18 der 
Grundverordnung, indem ihr eigener Normalwert und ihre ei­
genen Ausfuhrpreise nach Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der 
Grundverordnung herangezogen werden. 

Einzelne ausführende Hersteller in dem betroffenen Land kön­
nen außerdem zusätzlich oder alternativ hierzu eine individuelle 
Behandlung („IB“) beantragen. Um eine IB erhalten zu können, 
müssen ausführende Hersteller nachweisen, dass sie die Kriterien 
des Artikels 9 Absatz 5 der Grundverordnung erfüllen ( 13 ). Die 
Dumpingspanne der ausführenden Hersteller, denen eine IB ge­
währt wird, berechnet sich auf der Grundlage ihrer eigenen 
Ausfuhrpreise. Der Normalwert für ausführende Hersteller, de­
nen eine IB gewährt wird, beruht auf den Werten, die für das 
Drittland mit Marktwirtschaft ermittelt werden, das wie vorste­
hend erläutert ausgewählt wurde. 

Weitere wichtige Informationen enthält Abschnitt 9 dieser Be­
kanntmachung.
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( 11 ) Nach Artikel 9 Absatz 6 der Grundverordnung bleiben Dumping­
spannen, deren Höhe Null beträgt, geringfügig ist oder nach Maß­
gabe von Artikel 18 der Grundverordnung ermittelt wurde, unbe­
rücksichtigt. 

( 12 ) Die ausführenden Hersteller müssen insbesondere Folgendes nach­
weisen: i) Die Unternehmen treffen ihre Entscheidungen auf der 
Grundlage von Marktsignalen und ohne nennenswerte staatliche 
Einflussnahme, und die Kosten beruhen auf Marktwerten; ii) die 
Unternehmen verfügen über eine einzige klare Buchführung, die 
von unabhängigen Stellen nach internationalen Rechnungslegungs­
grundsätzen geprüft und in allen Bereichen angewendet wird; iii) es 
bestehen keine nennenswerten Verzerrungen infolge des früheren 
nichtmarktwirtschaftlichen Systems; iv) die Eigentums- und Insol­
venzvorschriften gewährleisten Stabilität und Rechtssicherheit und 
v) die Währungsumrechnungen erfolgen zu Marktkursen. 

( 13 ) Die ausführenden Hersteller müssen insbesondere Folgendes nach­
weisen: i) Die Ausführer können, sofern es sich um ganz oder 
teilweise in ausländischem Eigentum befindliche Unternehmen 
oder Joint Ventures handelt, Kapital und Gewinne frei zurückführen; 
ii) die Ausfuhrpreise und -mengen sowie die Verkaufsbedingungen 
werden frei festgelegt; iii) die Mehrheit der Anteile ist im Besitz von 
Privatpersonen; staatliche Vertreter, die im Leitungsgremium sitzen 
oder Schlüsselpositionen im Management bekleiden, sind entweder 
in der Minderheit, oder das Unternehmen ist dennoch nachweislich 
von staatlichen Eingriffen hinreichend unabhängig; iv) Währungs­
umrechnungen erfolgen zu Marktkursen, und v) der Staat nimmt 
nicht in einem solchen Maße Einfluss, dass Maßnahmen umgangen 
werden können, wenn für einzelne Ausführer unterschiedliche Zoll­
sätze festgesetzt werden.



a) Marktwirtschaftsbehandlung (MWB) 

Die Kommission versendet MWB-Antragsformulare an alle 
für die Stichprobe ausgewählten ausführenden Hersteller in 
dem betroffenen Land, ebenso an die nicht in die Stichprobe 
einbezogenen mitarbeitenden ausführenden Hersteller, die 
eine individuelle Dumpingspanne beantragen möchten, fer­
ner an alle ihr bekannten Verbände ausführender Hersteller 
sowie an die Behörden des betroffenen Landes. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle ausführen­
den Hersteller, die eine MWB beantragen, binnen 21 Tagen 
nach Bekanntgabe der Stichprobenauswahl oder des Be­
schlusses, keine Stichprobe zu bilden, ein ausgefülltes 
MWB-Antragsformular übermitteln. 

b) Individuelle Behandlung (IB) 

Zur Beantragung einer IB müssen die für die Stichprobe 
ausgewählten ausführenden Hersteller in dem betroffenen 
Land und die nicht in die Stichprobe einbezogenen mit­
arbeitenden ausführenden Hersteller, die eine individuelle 
Dumpingspanne beantragen möchten, das MWB-Antragsfor­
mular, in dem die IB-relevanten Teile ordnungsgemäß aus­
gefüllt sind, binnen 21 Tagen nach Bekanntgabe der Stich­
probenauswahl übermitteln, sofern nichts anderes bestimmt 
ist. 

4.1.3 Untersuchung der unabhängigen Einführer ( 14 ) ( 15 ) 

Die unabhängigen Einführer, die die zu überprüfende Ware aus 
dem betroffenen Land in die Union einführen, auch diejenigen, 
die nicht bei den Untersuchungen mitgearbeitet haben, welche 
zur Änderung und zur Aufrechterhaltung der geltenden Maß­
nahmen führten, werden aufgefordert, bei der Überprüfung der 
Kommission mitzuarbeiten. 

Da eine Vielzahl unabhängiger Einführer von dem Verfahren 
betroffen sein dürfte, kann die Kommission, um die Überprü­
fung fristgerecht abschließen zu können, die Zahl der zu unter­

suchenden unabhängigen Einführer auf ein vertretbares Maß 
beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet („Stichprobenver­
fahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der 
Grundverordnung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stichpro­
benverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe 
bilden kann, werden alle unabhängigen Einführer oder die in 
ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, mit der 
Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts anderes be­
stimmt ist, müssen die Parteien dieser Aufforderung binnen 15 
Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amts­
blatt der Europäischen Union nachkommen, indem sie der Kom­
mission die in Anhang B dieser Bekanntmachung erbetenen 
Angaben zu ihren Unternehmen übermitteln. 

Ferner kann die Kommission Kontakt mit den ihr bekannten 
Einführerverbänden aufnehmen, um die Informationen einzuho­
len, die sie für die Auswahl der Stichprobe unter den unabhän­
gigen Einführern benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den vorgenannten Angaben wei­
tere sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stichprobe 
übermitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen nach Ver­
öffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäi­
schen Union tun, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die Einfüh­
rer auf der Grundlage der größten repräsentativen Verkaufs­
menge der zu überprüfenden Ware in der Union ausgewählt 
werden, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in angemes­
sener Weise untersucht werden kann. Alle der Kommission 
bekannten unabhängigen Einführer und Einführerverbände wer­
den von ihr darüber in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen 
für die Stichprobe ausgewählt wurden. 

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen un­
abhängigen Einführern und den ihr bekannten Einführerverbän­
den Fragebogen zusenden, um die Informationen einzuholen, 
die sie für ihre Untersuchung benötigt. Sofern nichts anderes 
bestimmt ist, müssen die Parteien binnen 37 Tagen nach Be­
kanntgabe der Stichprobenauswahl einen ausgefüllten Fragebo­
gen übermitteln. Der ausgefüllte Fragebogen enthält unter ande­
rem Angaben zur Struktur und den Geschäftstätigkeiten der 
Unternehmen im Zusammenhang mit der zu überprüfenden 
Ware und zu den Verkäufen der zu überprüfenden Ware. 

4.2 Verfahren in Bezug auf die Schädigung ( 16 ) und Unter­
suchung der Unionshersteller 

Die Unionshersteller der zu überprüfenden Ware, auch diejeni­
gen, die nicht bei den Untersuchungen mitgearbeitet haben, 
welche zur Änderung und zur Aufrechterhaltung der geltenden 
Maßnahmen führten, werden aufgefordert, bei der Überprüfung 
der Kommission mitzuarbeiten. 

Da eine Vielzahl von Unionsherstellern von dem Verfahren be­
troffen ist, hat die Kommission, um die Überprüfung fristgerecht 
abschließen zu können, beschlossen, die Zahl der zu unter­
suchenden Unionshersteller auf ein vertretbares Maß zu
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( 14 ) Es können ausschließlich Einführer, die nicht mit ausführenden 
Herstellern verbunden sind, in die Stichprobe einbezogen werden. 
Einführer, die mit ausführenden Herstellern verbunden sind, müssen 
Anlage I des Fragebogens für die betreffenden ausführenden Her­
steller ausfüllen. Nach Artikel 143 der Verordnung (EWG) Nr. 
2454/93 der Kommission mit Durchführungsvorschriften zum 
Zollkodex der Gemeinschaften gelten Personen nur dann als ver­
bunden, wenn: a) sie der Leitung des Geschäftsbetriebs der jeweils 
anderen Person angehören; b) sie Teilhaber oder Gesellschafter von 
Personengesellschaften sind; c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeit­
nehmerverhältnis zueinander befinden; d) eine beliebige Person un­
mittelbar oder mittelbar 5 v. H. oder mehr der im Umlauf befind­
lichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen be­
sitzt, kontrolliert oder innehat; e) eine von ihnen unmittelbar oder 
mittelbar die andere kontrolliert; f) beide unmittelbar oder mittelbar 
von einer dritten Person kontrolliert werden; g) sie zusammen un­
mittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie 
Mitglieder derselben Familie sind. Personen werden nur dann als 
Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie in einem der fol­
genden Verwandtschaftsverhältnisse zueinander stehen: i) Ehegatten, 
ii) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch Halbgeschwister), iv) 
Großeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, 
vi) Schwiegereltern und Schwiegersohn oder Schwiegertochter, vii) 
Schwäger und Schwägerinnen. (ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1). 
In diesem Zusammenhang ist mit „Person“ jede natürliche oder 
juristische Person gemeint. 

( 15 ) Die von unabhängigen Einführern vorgelegten Daten können im 
Rahmen dieser Untersuchung auch zu anderen Zwecken als zur 
Dumpingermittlung herangezogen werden. 

( 16 ) Der Begriff „Schädigung“ bedeutet, dass ein Wirtschaftszweig der 
Union bedeutend geschädigt wird oder geschädigt zu werden droht 
oder dass der Aufbau eines Wirtschaftszweigs der Union erheblich 
verzögert wird.



beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet („Stichprobenver­
fahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der 
Grundverordnung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stichpro­
benverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe 
bilden kann, werden alle Unionshersteller oder die in ihrem 
Namen handelnden Vertreter hiermit aufgefordert, mit der Kom­
mission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts anderes bestimmt 
ist, müssen die Parteien dieser Aufforderung binnen 15 Tagen 
nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Europäischen Union nachkommen, indem sie der Kommission die 
in Anhang C dieser Bekanntmachung erbetenen Angaben zu 
ihren Unternehmen übermitteln. 

Die Kommission kann ferner mit den ihr bekannten Verbänden 
von Unionsherstellern Kontakt aufnehmen, um die Informatio­
nen einzuholen, die sie für die Bildung der Stichprobe der Uni­
onshersteller benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den vorgenannten Angaben wei­
tere sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stichprobe 
übermitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen nach Ver­
öffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäi­
schen Union tun, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die Uni­
onshersteller auf der Grundlage der größten repräsentativen Ver­
kaufsmenge der zu überprüfenden Ware in der Union aus­
gewählt werden, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in 
angemessener Weise untersucht werden kann. Alle der Kommis­
sion bekannten Unionshersteller und/oder Verbände von Uni­
onsherstellern werden von ihr darüber in Kenntnis gesetzt, wel­
che Unternehmen für die endgültige Stichprobe ausgewählt 
wurden. 

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen Uni­
onsherstellern und den ihr bekannten Verbänden von Unions­
herstellern Fragebogen zusenden, um die Informationen ein­
zuholen, die sie für ihre Untersuchung benötigt. Sofern nichts 
anderes bestimmt ist, müssen die Parteien binnen 37 Tagen 
nach Bekanntgabe der Stichprobenauswahl einen ausgefüllten 
Fragebogen übermitteln. Der ausgefüllte Fragebogen enthält un­
ter anderem Angaben zu der Struktur, der finanziellen Lage und 
den Geschäftstätigkeiten der Unternehmen im Zusammenhang 
mit der zu überprüfenden Ware sowie zu den Produktionskos­
ten und den Verkäufen der zu überprüfenden Ware. 

4.3 Verfahren zur Prüfung des Unionsinteresses 

Nach Artikel 21 der Grundverordnung ist zu prüfen, ob die 
Aufrechterhaltung, Änderung oder Aufhebung der Antidum­
pingmaßnahmen dem Interesse der Union zuwiderlaufen würde. 
Sofern nichts anderes bestimmt ist, sind die Unionshersteller, 
die Einführer und ihre repräsentativen Verbände, die Verwender 
und ihre repräsentativen Verbände sowie repräsentative Verbrau­
cherorganisationen gebeten, sich binnen 15 Tagen nach Ver­
öffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäi­
schen Union bei der Kommission zu melden. Um bei der Über­
prüfung mitarbeiten zu können, müssen die repräsentativen 
Verbraucherorganisationen innerhalb derselben Frist nachwei­
sen, dass ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Tätigkeit 
und der zu überprüfenden Ware besteht. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, können Parteien, die sich 
innerhalb der genannten Frist bei der Kommission melden, ihr 
binnen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Europäischen Union Angaben zum Unionsinte­
resse vorlegen. Diese Angaben können entweder in einem frei 
gewählten Format oder in einem von der Kommission erstellten 
Fragebogen gemacht werden. Nach Artikel 21 der Grundverord­
nung übermittelte Informationen werden allerdings nur berück­
sichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Übermittlung durch Be­
weise belegt sind. 

4.4 Verfahren in Bezug auf das Befreiungssystem 

Unbeschadet der Ergebnisse dieser Überprüfung werden interes­
sierte Parteien hiermit gebeten, zum derzeitigen Funktionieren 
und zu einem möglichen künftigen Modell des Befreiungssys­
tems Stellung zu nehmen. Diese Stellungnahmen sollten sich 
insbesondere auf die Funktionsweise und die Verwaltung des 
Befreiungssystems in seiner jetzigen Form beziehen. In diesem 
Zusammenhang wird sich diese Überprüfung vor allem auf die 
Herausforderungen konzentrieren, mit denen kleine und mitt­
lere Unternehmen konfrontiert sind. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, können interessierte Parteien 
der Kommission binnen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union Stellung­
nahmen zum Befreiungssystem übermitteln. 

4.5 Andere schriftliche Beiträge 

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung wer­
den alle interessierten Parteien hiermit aufgefordert, ihren Stand­
punkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen 
Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, 
müssen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise bin­
nen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union bei der Kommission eingehen. 

4.6 Möglichkeit der Anhörung durch die mit der Unter­
suchung betrauten Dienststellen der Kommission 

Jede interessierte Partei kann eine Anhörung durch die mit der 
Untersuchung betrauten Kommissionsdienststellen beantragen. 
Der Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begründen. Betrifft 
die Anhörung Fragen, die sich auf die Anfangsphase der Über­
prüfung beziehen, muss der Antrag binnen 15 Tagen nach Ver­
öffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäi­
schen Union gestellt werden. Danach ist eine Anhörung inner­
halb der Fristen zu beantragen, die die Kommission in ihrem 
Schriftwechsel mit den Parteien jeweils festlegt. 

4.7 Schriftliche Beiträge, Übermittlung ausgefüllter Fragebo­
gen und Schriftwechsel 

Interessierte Parteien müssen alle Beiträge und Anträge elektro­
nisch (die nichtvertraulichen Beiträge per E-Mail, die vertrauli­
chen auf CD-R/DVD) übermitteln, und zwar unter Angabe ihres 
Namens, ihrer Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Faxnum­
mer. Vollmachten, unterzeichnete Bescheinigungen und ihre ak­
tualisierten Fassungen, die den MWB- bzw. IB-Anträgen oder 
beantworteten Fragebogen beigefügt werden, müssen jedoch 
auf Papier entweder per Post an die untenstehende Adresse 
übermittelt oder persönlich dort abgegeben werden. Kann eine
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interessierte Partei ihre Beiträge und Anträge nicht elektronisch 
übermitteln, muss sie die Kommission nach Artikel 18 Absatz 2 
der Grundverordnung hierüber unverzüglich in Kenntnis setzen. 
Weiterführende Informationen zum Schriftwechsel mit der 
Kommission können die interessierten Parteien der entsprechen­
den Webseite im Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel 
entnehmen: http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade- 
defence 

Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro N105 04/092 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22985353 
E-Mail: TRADE-R546-BICYCLES-A@ec.europa.eu 

(für Ausführer, verbundene Einführer, Verbände und 
Vertreter der Volksrepublik China sowie für Hersteller 
im Drittland mit Marktwirtschaft) und 

TRADE-R546-BICYCLES-B@ec.europa.eu 
(für Unionshersteller, unabhängige Einführer, Verwender, 
Verbraucher und Verbände in der Union) 

5. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 

Verweigern interessierte Parteien den Zugang zu den erforderli­
chen Informationen, erteilen sie diese nicht fristgerecht oder 
behindern sie die Untersuchung erheblich, so können nach Ar­
tikel 18 der Grundverordnung vorläufige oder endgültige posi­
tive oder negative Feststellungen auf der Grundlage der verfüg­
baren Informationen getroffen werden. 

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder 
irreführende Informationen vorgelegt hat, so können diese In­
formationen unberücksichtigt bleiben; stattdessen können die 
verfügbaren Informationen zugrunde gelegt werden. 

Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschränkt 
mit und stützen sich die Feststellungen daher nach Artikel 18 
der Grundverordnung auf die verfügbaren Informationen, so 
kann dies zu einem Ergebnis führen, das für diese Partei un­
günstiger ist, als wenn sie mitgearbeitet hätte. 

6. Anhörungsbeauftragter 

Interessierte Parteien können sich an den Anhörungsbeauftrag­
ten der Generaldirektion Handel wenden. Er fungiert als Schnitt­
stelle zwischen den interessierten Parteien und den mit der 
Untersuchung betrauten Kommissionsdienststellen. Er befasst 
sich mit Anträgen auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten 
über die Vertraulichkeit von Unterlagen, Anträgen auf Fristver­
längerung und Anträgen Dritter auf Anhörung. Der Anhörungs­
beauftragte kann die Anhörung einer einzelnen interessierten 
Partei ansetzen und als Vermittler tätig werden, um zu gewähr­
leisten, dass die interessierten Parteien ihre Verteidigungsrechte 
umfassend wahrnehmen können. 

Eine Anhörung durch den Anhörungsbeauftragten ist schriftlich 
zu beantragen und zu begründen. Betrifft die Anhörung Fragen, 

die sich auf die Anfangsphase der Überprüfung beziehen, muss 
der Antrag binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union gestellt wer­
den. Danach ist eine Anhörung innerhalb der Fristen zu be­
antragen, die die Kommission in ihrem Schriftwechsel mit den 
Parteien jeweils festlegt. 

Der Anhörungsbeauftragte bietet den Parteien außerdem die 
Möglichkeit, bei einer Anhörung ihre unterschiedlichen Ansich­
ten zu Fragen wie Dumping, Schädigung, ursächlichem Zusam­
menhang und Unionsinteresse vorzutragen und Gegenargu­
mente vorzubringen. 

Weiterführende Informationen und Kontaktdaten können inte­
ressierte Parteien den Webseiten des Anhörungsbeauftragten im 
Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel entnehmen: http:// 
ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en. 
htm 

7. Zeitplan für die Überprüfung 

Nach Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung wird die Über­
prüfung binnen 15 Monaten nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union abgeschlos­
sen. 

8. Verarbeitung personenbezogener Daten 

Alle im Rahmen der Überprüfung erhobenen personenbezoge­
nen Daten werden nach der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr ( 17 ) verarbeitet. 

9. Wichtige Information für ausführende Hersteller in der 
Volksrepublik China: Auswirkungen des Berichts des 
WTO-Berufungsgremiums im Streitfall EG — Antidum­
pingmaßnahmen gegenüber Verbindungselementen 
(WT/DS397) auf die Art und Weise, in der die Kommis­
sion diese Überprüfung durchführen wird 

Die Kommission fordert alle ausführenden Hersteller aus dem 
betroffenen Land, das nach den Bestimmungen des Artikels 2 
Absatz 7 der Grundverordnung als Land ohne Marktwirtschaft 
betrachtet wird, auf, sich binnen 15 Tagen nach Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union bei der Kommission zu melden, wenn sie an einer Mit­
arbeit und einem individuellen Antidumpingzoll interessiert 
sind, auch wenn sie der Ansicht sind, dass sie die Kriterien 
für eine IB nicht erfüllen. Die Kommission macht sie auf Fol­
gendes aufmerksam: ( 18 ) 

Im Streitfall EG — Bestimmte Verbindungselemente aus Eisen 
oder Stahl aus China (WT/DS397) befand das WTO-Berufungs­
gremium unter anderem, dass Artikel 9 Absatz 5 der Grund­
verordnung mit einigen Bestimmungen des WTO-Antidumping­
übereinkommens und mit Artikel XVI Absatz 4 des WTO-Über­
einkommens unvereinbar ist.
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( 17 ) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1. 
( 18 ) Sollte es für erforderlich gehalten werden, eine Stichprobe der aus­

führenden Hersteller zu bilden, so wird ein individueller Antidum­
pingzoll nur für ausführende Hersteller festgesetzt, i) die für die 
Stichprobe ausgewählt wurden oder ii) für die eine individuelle 
Dumpingspanne nach Artikel 17 Absatz 3 der Grundverordnung 
berechnet wurde.

http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade-defence
http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade-defence
mailto:TRADE-R546-BICYCLES-A@ec.europa.eu
mailto:TRADE-R546-BICYCLES-B@ec.europa.eu
http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en.htm
http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en.htm
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Nach Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1515/2001 des Rates 
vom 23. Juli 2001 über die möglichen Maßnahmen der Ge­
meinschaft aufgrund eines vom WTO-Streitbeilegungsgremium 
angenommenen Berichts über Antidumping- oder Antisubven­
tionsmaßnahmen ( 19 ) („Ermächtigungsverordnung“) kann der 
Rat der Europäischen Union unter anderem Maßnahmen der 
Union, die gemäß der Grundverordnung ergriffen wurden, än­
dern, um den rechtlichen Auslegungen in einem vom WTO- 
Streitbeilegungsgremium angenommenen Bericht in Bezug auf 
eine nicht angefochtene Maßnahme Rechnung zu tragen, sofern 
er dies für angemessen erachtet. 

Sollte die durch diese Bekanntmachung eingeleitete Überprüfung 
zu einer Änderung der geltenden Antidumpingmaßnahmen füh­
ren, so wäre nach Auffassung der Kommission der genannte 
Artikel 2 daher eine Rechtsgrundlage dafür, den rechtlichen 
Auslegungen des Berufungsgremiums in dem genannten Streit­
fall nachzukommen. Konkret würde das bedeuten, dass im Falle 
eines ausführenden Herstellers, der sich innerhalb der vor­

genannten Frist meldet und in vollem Umfang mitarbeitet, in­
dem er alle sachdienlichen Informationen vorlegt, jedoch keine 
IB beantragt bzw. IB zwar beantragt hat, jedoch die Kriterien 
den Untersuchungsergebnissen zufolge nicht erfüllt, der vorste­
hend genannte Artikel 2 der Ermächtigungsverordnung in ord­
nungsgemäß begründeten Fällen als Rechtsgrundlage herangezo­
gen werden könnte, um für den betreffenden ausführenden Her­
steller einen individuellen Zoll festzusetzen. Bei der Prüfung 
dieser Frage wird die Kommission die Argumentation des Beru­
fungsgremiums im genannten Streitfall und insbesondere die in 
den Absätzen 371 bis 384 seines Berichts erörterten Punkte 
berücksichtigen. 

Wirtschaftsbeteiligte, die auf der Grundlage dieses Teils der Ein­
leitungsbekanntmachung einen individuellen Zollsatz erhalten, 
sollten sich darüber im Klaren sein, dass die Untersuchungs­
ergebnisse möglicherweise zu einem höheren Zollsatz führen, 
als wenn kein individueller Zollsatz ermittelt worden wäre.

DE C 71/16 Amtsblatt der Europäischen Union 9.3.2012 

( 19 ) ABl. L 201 vom 26.7.2001, S. 10.
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Bekanntmachung der Einleitung einer Auslaufüberprüfung der Antidumpingmaßnahmen gegenüber 
den Einfuhren bestimmter Wolframelektroden mit Ursprung in der Volksrepublik China 

(2012/C 71/08) 

Nach der Veröffentlichung einer Bekanntmachung über das be­
vorstehende Außerkrafttreten der Antidumpingmaßnahmen ge­
genüber den Einfuhren bestimmter Wolframelektroden mit Ur­
sprung in der Volksrepublik China ( 1 ) („betroffenes Land“) erhielt 
die Europäische Kommission („Kommission“) einen Antrag auf 
Einleitung einer Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 
2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur 
Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern ( 2 ) („Grundver­
ordnung“). 

1. Überprüfungsantrag 

Der Antrag wurde am 12. Dezember 2011 von Eurométaux 
(„Antragsteller“) im Namen eines Unionsherstellers eingereicht, 
auf den mit mehr als 50 % ein erheblicher Teil der Produktion 
bestimmter Wolframelektroden in der Union entfällt. 

2. Zu überprüfende Ware 

Bei der zu überprüfenden Ware handelt es sich um Schweiß­
elektroden aus Wolfram, einschließlich Stangen und Stäbe für 
Schweißelektroden, mit einem Wolframgehalt von 94 GHT oder 
mehr, ausgenommen nur gesinterte, auch zugeschnitten, mit 
Ursprung in der Volksrepublik China („zu überprüfende Ware“), 
die derzeit unter den KN-Codes ex 8101 99 10 und 
ex 8515 90 00 (TARIC-Codes 8101 99 10 10 und 
8515 90 00 10) eingereiht werden. 

3. Geltende Maßnahmen 

Bei den derzeit geltenden Maßnahmen handelt es sich um einen 
endgültigen Antidumpingzoll, der mit der Verordnung (EG) Nr. 
260/2007 des Rates ( 3 ) eingeführt wurde. 

4. Gründe für die Auslaufüberprüfung 

Der Antragsteller hat hinreichende Beweise dafür vorgelegt, dass 
bei einem Außerkrafttreten der Maßnahmen mit einem Anhal­
ten des Dumpings und der Schädigung zu rechnen wäre. 

4.1 Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens des Dum­
pings 

Nach Maßgabe des Artikels 2 Absatz 7 der Grundverordnung 
ermittelte der Antragsteller den Normalwert für die ausführen­
den Hersteller in der Volksrepublik China, denen in der zu den 
geltenden Maßnahmen führenden Untersuchung keine Markt­
wirtschaftsbehandlung zugestanden worden war, auf der Grund­
lage der Verkaufspreise in einem geeigneten Marktwirtschafts­
drittland; das betreffende Vergleichsland ist unter Nummer 5.1.3 
genannt. Für die Unternehmen, denen in der Untersuchung 
Marktwirtschaftsbehandlung gewährt wurde, wurde der Normal­
wert anhand eines rechnerisch ermittelten Normalwerts in der 

Volksrepublik China bestimmt. Die Behauptung, dass das Dum­
ping anhalten werde, stützt sich auf einen Vergleich des so 
ermittelten Normalwerts mit den Preisen der zu überprüfenden 
Ware bei der Ausfuhr in die Union. 

Aus diesem Vergleich ergeben sich erhebliche Dumpingspannen. 

4.2 Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens der Schädi­
gung 

Es wurde auch vorgebracht, die Einfuhren der zu überprüfenden 
Ware aus der Volksrepublik China seien nach wie vor in erheb­
lichen Mengen erfolgt und hätten den Wirtschaftszweig der 
Union weiterhin geschädigt. 

Aus den vom Antragsteller vorgelegten Anscheinsbeweisen geht 
hervor, dass sich die Menge und die Preise der eingeführten zu 
überprüfenden Ware unter anderem weiterhin auf die Verkaufs­
mengen, die in Rechnung gestellten Preise und den Marktanteil 
des Wirtschaftszweigs der Union negativ ausgewirkt und da­
durch die Gesamtergebnisse und die finanzielle Lage des Wirt­
schaftszweigs der Union sehr nachteilig beeinflusst haben. 

Außerdem dürfte den Angaben des Antragstellers zufolge bei 
einem Außerkrafttreten der Maßnahmen ein Anstieg der Einfuh­
ren zu gedumpten Preisen aus dem betroffenen Land aller 
Wahrscheinlichkeit nach eine weitere Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Union nach sich ziehen. Die vom Antragstel­
ler diesbezüglich vorgelegten Beweise lassen vermuten, dass die 
Einfuhren der zu überprüfenden Ware im Falle eines Außer­
krafttretens der Maßnahmen zunehmen werden, weil das betrof­
fene Land über ungenutzte Produktionskapazitäten verfügt. 

5. Verfahren 

Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden Aus­
schusses zu dem Schluss, dass die vorliegenden Beweise die 
Einleitung einer Auslaufüberprüfung rechtfertigen; daher leitet 
sie eine Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundver­
ordnung ein. 

Bei der Untersuchung wird geprüft, ob damit zu rechnen ist, 
dass das Dumping und die Schädigung bei einem Außerkraft­
treten der Maßnahmen anhalten oder erneut auftreten. 

5.1 Verfahren zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens 
oder erneuten Auftretens des Dumpings 

5.1.1 U n t e r s u c h u n g d e r a u s f ü h r e n d e n H e r ­
s t e l l e r 

Die ausführenden Hersteller ( 4 ) der zu überprüfenden Ware aus 
dem betroffenen Land werden ersucht, bei dieser Überprüfung 
mitzuarbeiten.
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( 1 ) ABl. C 169 vom 9.6.2011, S. 14. 
( 2 ) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51. 
( 3 ) ABl. L 72 vom 13.3.2007, S. 1. 

( 4 ) Ein ausführender Hersteller ist ein Unternehmen im betroffenen 
Land, das die zu überprüfende Ware herstellt und in die Union 
ausführt, entweder direkt oder über einen Dritten, auch über ein 
verbundenes Unternehmen, das an der Herstellung, den Inlandsver­
käufen oder der Ausfuhr der zu überprüfenden Ware beteiligt ist.



Da in der Volksrepublik China eine Vielzahl ausführender Her­
steller von dem Verfahren betroffen sein dürfte, kann die Kom­
mission, um die Untersuchung fristgerecht abschließen zu kön­
nen, die Zahl der zu untersuchenden ausführenden Hersteller 
auf ein vertretbares Maß beschränken, indem sie eine Stichprobe 
bildet („Stichprobenverfahren“). Das Stichprobenverfahren wird 
nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stichpro­
benverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe 
bilden kann, werden alle ausführenden Hersteller oder die in 
ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, mit der 
Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts anderes be­
stimmt ist, müssen die Parteien dieser Aufforderung binnen 
15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union nachkommen, indem sie der 
Kommission die in Anhang A dieser Bekanntmachung erbete­
nen Angaben zu ihren Unternehmen übermitteln. 

Die Kommission wird ferner mit den Behörden der Volksrepu­
blik China und gegebenenfalls mit den ihr bekannten Verbänden 
ausführender Hersteller Kontakt aufnehmen, um die Informatio­
nen einzuholen, die sie für die Auswahl der Stichprobe der 
ausführenden Hersteller benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den vorgenannten Angaben wei­
tere sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stichprobe 
übermitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen nach Ver­
öffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäi­
schen Union tun, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die aus­
führenden Hersteller auf der Grundlage der größten repräsenta­
tiven Menge der Ausfuhren der zu überprüfenden Ware in die 
Union ausgewählt werden, die in der zur Verfügung stehenden 
Zeit in angemessener Weise untersucht werden kann. Alle der 
Kommission bekannten ausführenden Hersteller, die Behörden 
des betroffenen Landes und die Verbände der ausführenden 
Hersteller werden von der Kommission (gegebenenfalls über 
die Behörden des betroffenen Landes) darüber in Kenntnis ge­
setzt, welche Unternehmen für die Stichprobe ausgewählt wur­
den. 

Die Kommission wird den für die Stichprobe ausgewählten aus­
führenden Herstellern, den ihr bekannten Verbänden ausführen­
der Hersteller sowie den Behörden des betroffenen Landes Fra­
gebogen zusenden, um die Informationen zu den ausführenden 
Herstellern einzuholen, die sie für ihre Untersuchung benötigt. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle ausführenden 
Hersteller, die für die Stichprobe ausgewählt wurden, binnen 
37 Tagen nach Bekanntgabe der Stichprobenauswahl einen aus­
gefüllten Fragebogen übermitteln. 

Der Fragebogen enthält unter anderem Angaben zur Struktur 
der Unternehmen der ausführenden Hersteller, zur Geschäfts­
tätigkeit der Unternehmen im Zusammenhang mit der zu über­
prüfenden Ware, zu den Produktionskosten, den Verkäufen der 
zu überprüfenden Ware auf dem Inlandsmarkt des betroffenen 
Landes und den Verkäufen der zu überprüfenden Ware in die 
Union. 

Unternehmen, die ihrer möglichen Einbeziehung in die Stich­
probe zugestimmt hatten, jedoch hierfür nicht ausgewählt wur­
den, gelten als mitarbeitend („nicht in die Stichprobe einbezo­
gene mitarbeitende ausführende Hersteller“). 

5.1.2 U n t e r s u c h u n g d e r u n a b h ä n g i g e n E i n ­
f ü h r e r ( 1 ) ( 2 ) 

Die unabhängigen Einführer, die die zu überprüfende Ware aus 
der Volksrepublik China in die Union einführen, werden gebe­
ten, bei dieser Untersuchung mitzuarbeiten. 

Da eine Vielzahl unabhängiger Einführer von dem Verfahren 
betroffen sein dürfte, kann die Kommission, um die Unter­
suchung fristgerecht abschließen zu können, die Zahl der zu 
untersuchenden unabhängigen Einführer auf ein vertretbares 
Maß beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet („Stichpro­
benverfahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 
der Grundverordnung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stichpro­
benverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe 
bilden kann, werden alle unabhängigen Einführer oder die in 
ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, mit der 
Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts anderes be­
stimmt ist, müssen die Parteien dieser Aufforderung binnen 
15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union nachkommen, indem sie der 
Kommission die in Anhang B dieser Bekanntmachung erbetenen 
Angaben zu ihren Unternehmen übermitteln. 

Die Kommission kann ferner mit den ihr bekannten Einführer­
verbänden Kontakt aufnehmen, um die Informationen einzuho­
len, die sie für die Auswahl der Stichprobe der unabhängigen 
Einführer benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den vorgenannten Angaben wei­
tere sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stichprobe 
übermitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen nach Ver­
öffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäi­
schen Union tun, sofern nichts anderes bestimmt ist.
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( 1 ) Es können ausschließlich Einführer, die nicht mit ausführenden Her­
stellern verbunden sind, in die Stichprobe einbezogen werden. Ein­
führer, die mit ausführenden Herstellern verbunden sind, müssen 
Anlage I des Fragebogens für die betreffenden ausführenden Herstel­
ler ausfüllen. Nach Artikel 143 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 
der Kommission mit Durchführungsvorschriften zum Zollkodex der 
Gemeinschaften gelten Personen nur dann als verbunden, wenn: 
a) sie der Leitung des Geschäftsbetriebs der jeweils anderen Person 
angehören; b) sie Teilhaber oder Gesellschafter von Personengesell­
schaften sind; c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitnehmerverhält­
nis zueinander befinden; d) eine beliebige Person unmittelbar oder 
mittelbar 5 v. H. oder mehr der im Umlauf befindlichen stimm­
berechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt, kontrolliert 
oder innehat; e) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die an­
dere kontrolliert; f) beide unmittelbar oder mittelbar von einer drit­
ten Person kontrolliert werden; g) sie zusammen unmittelbar oder 
mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder der­
selben Familie sind. Personen werden nur dann als Mitglieder der­
selben Familie angesehen, wenn sie in einem der folgenden Ver­
wandtschaftsverhältnisse zueinander stehen: i) Ehegatten, ii) Eltern 
und Kind, iii) Geschwister (auch Halbgeschwister), iv) Großeltern 
und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, vi) Schwie­
gereltern und Schwiegersohn oder Schwiegertochter, vii) Schwäger 
und Schwägerinnen. (ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1). In diesem 
Zusammenhang ist mit „Person“ jede natürliche oder juristische Per­
son gemeint. 

( 2 ) Die von unabhängigen Einführern vorgelegten Daten können im 
Rahmen dieser Untersuchung auch zu anderen Zwecken als zur 
Dumpingermittlung herangezogen werden.



Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die Einfüh­
rer auf der Grundlage der größten repräsentativen Verkaufs­
menge der zu überprüfenden Ware in der Union ausgewählt 
werden, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in angemes­
sener Weise untersucht werden kann. Alle der Kommission 
bekannten unabhängigen Einführer und Einführerverbände wer­
den von ihr darüber in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen 
für die Stichprobe ausgewählt wurden. 

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen un­
abhängigen Einführern und den ihr bekannten Einführerverbän­
den Fragebogen zusenden, um die Informationen einzuholen, 
die sie für ihre Untersuchung benötigt. Sofern nichts anderes 
bestimmt ist, müssen die Parteien binnen 37 Tagen nach Be­
kanntgabe der Stichprobenauswahl einen ausgefüllten Fragebo­
gen übermitteln. 

Der Fragebogen enthält unter anderem Angaben zur Struktur 
und den Geschäftstätigkeiten der Unternehmen im Zusammen­
hang mit der zu überprüfenden Ware und zu den Verkäufen der 
zu überprüfenden Ware. 

5.1.3 W a h l d e s M a r k t w i r t s c h a f t s d r i t t l a n d e s 

In der vorausgegangenen Untersuchung waren die Vereinigten 
Staaten von Amerika als geeignetes Marktwirtschaftsland zur 
Ermittlung des Normalwertes für die Volksrepublik China he­
rangezogen worden. Die Kommission beabsichtigt, die Vereinig­
ten Staaten von Amerika erneut für diesen Zweck heranzuzie­
hen. Interessierte Parteien werden hiermit gebeten, zur An­
gemessenheit der Wahl dieses Landes Stellung zu nehmen. Die 
Stellungnahmen müssen binnen 10 Tagen nach der Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union bei der Kommission eingehen. 

5.2 Verfahren zur Feststellung der Wahrscheinlichkeit eines Anhal­
tens oder erneuten Auftretens der Schädigung und zur Unter­
suchung der Unionshersteller 

Die Unionshersteller der zu überprüfenden Ware werden gebe­
ten, bei der Untersuchung der Kommission mitzuarbeiten. 

Um die Informationen über die Unionshersteller einzuholen, die 
die Kommission für ihre Untersuchung benötigt, wird sie Fra­
gebogen an die ihr bekannten Unionshersteller oder repräsenta­
tiven Unionshersteller und die ihr bekannten Verbände der Uni­
onshersteller versenden. Sofern nichts anderes bestimmt ist, sind 
alle Unionshersteller und die Verbände der Unionshersteller ge­
beten, die Kommission umgehend, spätestens jedoch 15 Tage 
nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Europäischen Union — vorzugsweise per E-Mail — zu kontaktie­
ren und einen Fragebogen anzufordern. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen die Unionshersteller 
und die Verbände der Unionshersteller den ausgefüllten Fra­
gebogen binnen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union übermitteln. 
Der ausgefüllte Fragebogen enthält unter anderem Angaben zu 
der Struktur, der finanziellen Lage und den Geschäftstätigkeiten 
der Unternehmen im Zusammenhang mit der zu überprüfenden 
Ware sowie zu den Produktionskosten und den Verkäufen der 
zu überprüfenden Ware. 

5.3 Verfahren zur Prüfung des Unionsinteresses 

Sollte sich die Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten 
Auftretens des Dumpings und der Schädigung bestätigen, wird 
nach Artikel 21 der Grundverordnung geprüft, ob die Aufrecht­
erhaltung der Antidumpingmaßnahmen dem Interesse der 
Union möglicherweise zuwiderlaufen würde. Sofern nichts an­
deres bestimmt ist, sind die Unionshersteller, die Einführer und 
ihre repräsentativen Verbände, die Verwender und ihre repräsen­
tativen Verbände sowie repräsentative Verbraucherorganisatio­
nen gebeten, sich binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union bei der 
Kommission zu melden. Um bei der Untersuchung mitarbeiten 
zu können, müssen die repräsentativen Verbraucherorganisatio­
nen innerhalb derselben Frist nachweisen, dass ein objektiver 
Zusammenhang zwischen ihrer Tätigkeit und der zu überprü­
fenden Ware besteht. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, können Parteien, die sich 
innerhalb der genannten Frist bei der Kommission melden, ihr 
binnen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Europäischen Union Angaben zum Unionsinte­
resse übermitteln. Diese Angaben können entweder in einem 
frei gewählten Format oder in einem von der Kommission er­
stellten Fragebogen gemacht werden. Nach Artikel 21 der 
Grundverordnung übermittelte Informationen werden allerdings 
nur berücksichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Übermittlung 
durch Beweise belegt sind. 

5.4 Andere schriftliche Beiträge 

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung wer­
den alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren Stand­
punkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen 
Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, 
müssen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise bin­
nen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union bei der Kommission eingehen. 

5.5 Möglichkeit der Anhörung durch die mit der Untersuchung be­
trauten Dienststellen der Kommission 

Jede interessierte Partei kann eine Anhörung durch die mit der 
Untersuchung betrauten Kommissionsdienststellen beantragen. 
Der Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begründen. Betrifft 
die Anhörung Fragen, die sich auf die Anfangsphase der Unter­
suchung beziehen, muss der Antrag binnen 15 Tagen nach 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Euro­
päischen Union gestellt werden. Danach ist eine Anhörung inner­
halb der Fristen zu beantragen, die die Kommission in ihrem 
Schriftwechsel mit den Parteien jeweils festlegt. 

5.6 Schriftliche Beiträge, Übermittlung ausgefüllter Fragebogen und 
Schriftwechsel 

Alle von interessierten Parteien übermittelten schriftlichen Bei­
träge, die vertraulich behandelt werden sollen, darunter auch die 
in dieser Bekanntmachung angeforderten Informationen, die 
ausgefüllten Fragebogen und sonstige Schreiben, müssen den 
Vermerk „Limited“ (zur eingeschränkten Verwendung) ( 1 ) tragen.
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( 1 ) Unterlagen mit dem Vermerk „Limited“ gelten als vertraulich im 
Sinne des Artikels 19 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates 
(ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51) und des Artikels 6 des WTO- 
Übereinkommens zur Durchführung des Artikels VI des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens 1994 (Antidumping-Übereinkom­
men). Sie sind ferner geschützt nach Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43).



Interessierte Parteien, die Informationen mit dem Vermerk „Li­
mited“ übermitteln, müssen nach Artikel 19 Absatz 2 der 
Grundverordnung eine nichtvertrauliche Zusammenfassung vor­
legen, die den Vermerk „For inspection by interested parties“ 
(zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien) trägt. Diese Zu­
sammenfassungen sollten so ausführlich sein, dass sie ein an­
gemessenes Verständnis des wesentlichen Inhalts der vertrauli­
chen Informationen ermöglichen. Legt eine interessierte Partei, 
die vertrauliche Informationen übermittelt, hierzu keine nicht­
vertrauliche Zusammenfassung im vorgeschriebenen Format 
und in der vorgeschriebenen Qualität vor, so können diese ver­
traulichen Informationen unberücksichtigt bleiben. 

Interessierte Parteien müssen alle Beiträge und Anträge elektro­
nisch (die nichtvertraulichen Beiträge per E-Mail, die vertrauli­
chen auf CD-R/DVD) übermitteln, und zwar unter Angabe ihres 
Namens, ihrer Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Faxnum­
mer. Etwaige Vollmachten und unterzeichnete Bescheinigungen, 
die den beantworteten Fragebogen beigefügt werden, wie auch 
ihre aktualisierten Fassungen sind der nachstehend genannten 
Stelle indessen auf Papier vorzulegen, entweder durch Einsen­
dung per Post oder durch persönliche Abgabe. Kann eine inte­
ressierte Partei ihre Beiträge und Anträge nicht elektronisch 
übermitteln, muss sie die Kommission nach Artikel 18 Ab- 
satz 2 der Grundverordnung hierüber unverzüglich in Kenntnis 
setzen. Weiterführende Informationen zum Schriftwechsel mit 
der Kommission können die interessierten Parteien der entspre­
chenden Webseite im Internet-Auftritt der Generaldirektion 
Handel entnehmen: http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair- 
trade/trade-defence 

Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro: N105 04/092 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22985353 
E-Mail: TRADE-R547-Tungsten-el-A@ec.europa.eu 

(für ausführende Hersteller, verbundene Einführer, Ver­
bände und Vertreter der Volksrepublik China sowie für 
Hersteller im Drittland mit Marktwirtschaft) und 

TRADE-R547-Tungsten-el-B@ec.europa.eu 
(für Unionshersteller, unabhängige Einführer, Verwender, 
Verbraucher und Verbände in der Union) 

6. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 

Verweigern interessierte Parteien den Zugang zu den erforderli­
chen Informationen, erteilen sie diese nicht fristgerecht oder 
behindern sie die Untersuchung erheblich, so können nach Ar­
tikel 18 der Grundverordnung vorläufige oder endgültige posi­
tive oder negative Feststellungen auf der Grundlage der verfüg­
baren Informationen getroffen werden. 

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder 
irreführende Informationen vorgelegt hat, so können diese In­
formationen unberücksichtigt bleiben; stattdessen können die 
verfügbaren Informationen zugrunde gelegt werden. 

Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschränkt 
mit und stützen sich die Feststellungen daher nach Artikel 18 
der Grundverordnung auf die verfügbaren Informationen, so 
kann dies zu einem Ergebnis führen, das für diese Partei un­
günstiger ist, als wenn sie mitgearbeitet hätte. 

7. Anhörungsbeauftragter 

Interessierte Parteien können sich an den Anhörungsbeauftrag­
ten der Generaldirektion Handel wenden. Er fungiert als Schnitt­
stelle zwischen den interessierten Parteien und den mit der 
Untersuchung betrauten Kommissionsdienststellen. Er befasst 
sich mit Anträgen auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten 
über die Vertraulichkeit von Unterlagen, Anträgen auf Fristver­
längerung und Anträgen Dritter auf Anhörung. Der Anhörungs­
beauftragte kann die Anhörung einer einzelnen interessierten 
Partei ansetzen und als Vermittler tätig werden, um zu gewähr­
leisten, dass die interessierten Parteien ihre Verteidigungsrechte 
umfassend wahrnehmen können. 

Eine Anhörung durch den Anhörungsbeauftragten ist schriftlich 
zu beantragen und zu begründen. Betrifft die Anhörung Fragen, 
die sich auf die Anfangsphase der Untersuchung beziehen, muss 
der Antrag binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union gestellt wer­
den. Danach ist eine Anhörung innerhalb der Fristen zu be­
antragen, die die Kommission in ihrem Schriftwechsel mit den 
Parteien jeweils festlegt. 

Der Anhörungsbeauftragte bietet den Parteien außerdem die 
Möglichkeit, bei einer Anhörung ihre unterschiedlichen Ansich­
ten zu Fragen wie der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder 
erneuten Auftretens des Dumpings und der Schädigung sowie 
zum Unionsinteresse vorzutragen und Gegenargumente vor­
zubringen. 

Weiterführende Informationen und Kontaktdaten können inte­
ressierte Parteien den Webseiten des Anhörungsbeauftragten im 
Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel entnehmen: http:// 
ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en. 
htm 

8. Zeitplan für die Untersuchung 

Nach Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung wird die Unter­
suchung binnen 15 Monaten nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union abgeschlos­
sen. 

9. Möglichkeit der Beantragung einer Überprüfung nach 
Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung 

Bei dieser Auslaufüberprüfung handelt es sich um eine Über­
prüfung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung; des­
halb werden die Untersuchungsergebnisse nicht etwa zu einer 
Änderung der Höhe der geltenden Maßnahmen führen, sondern 
nach Artikel 11 Absatz 6 der Grundverordnung zur Aufhebung 
oder Aufrechterhaltung jener Maßnahmen. 

Ist nach Auffassung einer interessierten Partei zu überprüfen, ob 
die Höhe der Maßnahmen nach oben oder nach unten korrigiert 
werden sollte, kann die Partei eine Überprüfung nach Artikel 11 
Absatz 3 der Grundverordnung beantragen.

DE C 71/26 Amtsblatt der Europäischen Union 9.3.2012

http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade-defence
http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade-defence
mailto:TRADE-R547-Tungsten-el-A@ec.europa.eu
mailto:TRADE-R547-Tungsten-el-B@ec.europa.eu
http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en.htm
http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en.htm
http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en.htm


Eine Partei, die eine solche, von der in dieser Bekanntmachung genannten Auslaufüberprüfung getrennt 
durchzuführende Überprüfung beantragen möchte, kann unter der angegebenen Anschrift Kontakt mit der 
Kommission aufnehmen. 

10. Verarbeitung personenbezogener Daten 

Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver­
arbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr ( 1 ) verarbeitet.
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( 1 ) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.



ANHANG A
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ANHANG B
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VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.6510 — Remondis/Sortiva/Stam Papier Recycling) 

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 71/09) 

1. Am 5. März 2012 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004 des Rates ( 1 ) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Die 
Unternehmen Sortiva B.V. („Sortiva“, Niederlande) und Remondis Nederland B.V. („Remondis“, Niederlande) 
erwerben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung durch Erwerb von 
Anteilen die gemeinsame Kontrolle über die Unternehmen Sortiva Papier en Kunststoffen B.V. („Sortiva 
P&K“, Niederlande) und Stam Papier-Recycling B.V. („Stam“, Niederlande). 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— Remondis: Sammlung, Trennung und Sortierung von Papier, Karton und anderen Abfallprodukten, 

— Sortiva: Trennung, Sortierung und Recycling von nichtgefährlichen Abfällen wie Holz und Bruchsteinen, 

— Sortiva P&K: Trennung und Sortierung von Papier und Karton, 

— Stam: Sammlung, Trennung und Sortierung von Papier und Karton sowie Archivvernichtung. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission 
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der EG-Fusionskontrollverord­
nung fallen könnte ( 2 ) in Frage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser Anmel­
dung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.6510 — Remondis/ 
Sortiva/Stam Papier Recycling per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa. 
eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË
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( 1 ) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 (nachstehend „EG-Fusionskontrollverordnung“ genannt). 
( 2 ) ABl. C 56 vom 5.3.2005, S. 32 („Bekanntmachung über ein vereinfachtes Verfahren“).
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SONSTIGE RECHTSHANDLUNGEN 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Veröffentlichung eines Änderungsantrags gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
510/2006 des Rates zum Schutz von geografischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen für 

Agrarerzeugnisse und Lebensmittel 

(2012/C 71/10) 

Diese Veröffentlichung eröffnet die Möglichkeit, gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des 
Rates ( 1 ) Einspruch gegen den Antrag einzulegen. Der Einspruch muss innerhalb von sechs Monaten ab 
dieser Veröffentlichung bei der Europäischen Kommission eingehen. 

ÄNDERUNGSANTRAG 

VERORDNUNG (EG) Nr. 510/2006 DES RATES 

ÄNDERUNGSANTRAG GEMÄSS ARTIKEL 9 

„CARNE MARINHOA“ 

EG-Nr.: PT-PDO-0117-0233-09.01.2006 

g.g.A. ( ) g.U. ( X ) 

1. Rubrik der Produktspezifikation, auf die sich die Änderung bezieht: 

—  Name des Erzeugnisses 

— Beschreibung des Erzeugnisses 

— Geografisches Gebiet 

— Ursprungsnachweis 

—  Erzeugungsverfahren 

—  Zusammenhang mit dem geografischen Gebiet 

— Etikettierung 

—  Einzelstaatliche Vorschriften 

—  Sonstiges (zu präzisieren) 

2. Art der Änderungen: 

—  Änderungen des Einzeldokumentes oder der Zusammenfassung 

— Änderung der Produktspezifikation einer eingetragenen g.U. oder g.g.A, für die weder ein 
Einzeldokument noch eine Zusammenfassung veröffentlicht wurde 

—  Änderung der Produktspezifikation, die keine Änderung des veröffentlichten Einzeldokumentes 
erfordert (Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006) 

—  Vorübergehende Änderung der Produktspezifikation aufgrund der Einführung verbindlicher ge­
sundheitspolizeilicher oder pflanzenschutzrechtlicher Maßnahmen durch die Behörden (Artikel 9 
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006)

DE 9.3.2012 Amtsblatt der Europäischen Union C 71/33 

( 1 ) ABl. L 93 vom 31.3.2006, S. 12.



3. Änderung(en): 

3.1 Beschreibung des Erzeugnisses: 

Angesichts der erfolgten Verbesserung des Zuchtmaterials mit dem Ziel, die Funktion „Fleisch“ gegen­
über der Funktion „Arbeit“ aufzuwerten, wird angestrebt, dass das „Carne Marinhoa“ in Alters- und 
Gewichtsklassen vertrieben werden kann, die mit den geltenden Rechtsvorschriften in Einklang stehen 
und dem tatsächlichen Gewicht der Tiere am Schlachttag entsprechen. 

Die verschiedenen Bezeichnungen der Erzeugnisklassen sind hinsichtlich des Alters und des Gewichts 
der Tiere bei der Schlachtung mit den geltenden Rechtsvorschriften vereinbar. 

3.2 Geografisches Gebiet: 

Die Viehzüchter der Kreise Coimbra, Figueira da Foz, Montemor-o-Velho und Soure, die an das 
geografische Erzeugungsgebiet von „Carne Marinhoa“ angrenzen, haben beim Erzeugerverband, der 
die Ursprungsbezeichnung verwenden darf, die Erweiterung dieses Gebiets unter Zugrundelegung des­
sen beantragt, dass alle für die Herstellung des Produkts erforderlichen Bedingungen, insbesondere 
hinsichtlich der Fütterung, der Haltung, des Viehbesatzes, des Bewirtschaftungssystems, der betroffenen 
Rasse und der Traditionen erfüllt werden. In der Tat ist festzustellen, dass in diesen Kreisen die Boden- 
und Klimaverhältnisse, die Haltungsmethoden, der Viehbesatz und die vorherrschende Flora ähnlich 
oder sogar identisch sind, dass mit derselben Rasse „Marinhoa“, denselben landwirtschaftlichen Ver­
fahren sowie demselben Bewirtschaftungs- und Fütterungssystem gearbeitet wird und somit ein Produkt 
erzeugt wird, dessen physische, chemische und geschmackliche Eigenschaften vollständig mit denen des 
„Carne Marinhoa“ identisch sind. 

3.3 Ursprungsnachweis: 

Es geht um die Anwendung der Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 und der Verordnung 
(EG) Nr. 1898/2006 in Bezug auf den Ursprungsnachweis mit dem Ziel, die Verfahren klarer und 
deutlicher darzustellen, die von den Viehzüchtern sowie Schlacht-, Zerlege- und Verpackungsbetrieben 
eingehalten werden müssen, um den geografischen Ursprung des Erzeugnisses zu garantieren. 

3.4 Etikettierung: 

Die bisherigen Vorschriften sind zu präzisieren und klarer zu formulieren, und es sollen Vorschriften 
erlassen werden, die die Nutzung des Werts und des Ansehens der Ursprungsbezeichnung durch Dritte 
verhindern und damit die Kopplung der Bezeichnung „g. U.“ mit Namen von Händlern oder anderen 
Marktteilnehmern verbieten. Es wird jedoch nicht verboten, dass solche Marken auf dem Etikett des 
Erzeugnisses aufgeführt werden. 

Darüber hinaus wurden einige redaktionelle und sprachliche Änderungen an der gesamten Produkt­
spezifikation vorgenommen. 

EINZIGES DOKUMENT 

VERORDNUNG (EG) Nr. 510/2006 DES RATES 

„CARNE MARINHOA“ 

EG-Nr.: PT-PDO-0117-0233-09.01.2006 

g.g.A. ( ) g.U. ( X ) 

1. Name: 

„Carne Marinhoa“ 

2. Mitgliedstaat oder Drittland: 

Portugal 

3. Beschreibung des Agrarerzeugnisses oder Lebensmittels: 

3.1 Art des Erzeugnisses: 

Klasse 1.1 Fleisch (und Schlachtnebenerzeugnisse), frisch
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3.2 Beschreibung des Erzeugnisses gemäß der in Punkt 1 angegebenen Bezeichnung: 

Sehr zartes und saftiges Fleisch von Rindern der Rasse „Marinhoa“, die einen kräftigen Körperbau und 
ein längliches Kopfprofil aufweist. „Carne Marinhoa“ hat eine Farbe, die von blassrosa beim Kalb bis 
dunkelrot bei ausgewachsenen Tieren reicht sowie eine feste und leicht feuchte Konsistenz, die auf die 
Saftigkeit hinweist. Auch die Farbe des Fetts reicht in Abhängigkeit vom Alter der Tiere von weiß bis 
gelb. Es kann in den Handel gebracht werden als: 

— Kalb — Schlachtkörper und Teilstücke von im Alter von bis zu 8 Monaten geschlachteten Tieren. 
Schlachtkörpergewicht zwischen 70 und 180 kg. 

— Jungrind — Schlachtkörper und Teilstücke von im Alter zwischen 8 Monaten und 12 Monaten 
geschlachteten Tieren. Schlachtkörpergewicht bis 240 kg. 

— Rind — Schlachtkörper und Teilstücke von im Alter zwischen 12 Monaten und 30 Monaten 
geschlachteten männlichen und weiblichen Rindern. Schlachtkörpergewicht über 180 kg. 

— Kuh — Schlachtkörper und Teilstücke von mehr als 30 Monate alten weiblichen Rindern. Schlacht­
körpergewicht über 220 kg. 

— Bulle — Schlachtkörper von mehr als 30 Monate alten männlichen Rindern. Schlachtkörpergewicht 
über 220 kg. 

3.3 Rohstoffe (nur für Verarbeitungserzeugnisse): 

Entfällt 

3.4 Tierfutter (nur für Erzeugnisse tierischen Ursprungs): 

Bei der in dem betreffenden geografischen Gebiet praktizierten Haltung der Marinhão-Rinder wird auf 
Grundlage natürlicher Weideflächen, die in dieser Region stark verbreitet sind, eine traditionelle Er­
nährung gewährleistet. 

Bei Stallhaltung und entsprechend der Jahreszeit werden die Tiere mit Weidelgras, Mais (Fahnen), 
Getreidestroh und Heu aus dem landwirtschaftlichen Betrieb oder anderen Betrieben der Region ge­
füttert. 

Es ist darüber hinaus gängige Praxis, die Tiere mit im landwirtschaftlichen Betrieb auf der Basis von 
Mais, Reis und anderen Getreiden oder anderen im Betrieb anfallenden pflanzlichen Nebenprodukten 
hergestellten "Mehlen" zu versorgen. 

3.5 Herstellungsstufen, die in dem abgegrenzten geografischen Gebiet erfolgen müssen: 

Die Tiere, aus denen das „Carne Marinhoa“ hergestellt wird, müssen im festgelegten geografischen 
Gebiet geboren, aufgezogen und geschlachtet werden, wobei alle Tiere im Geburtenbuch und Nach­
kommen von Vater- und Muttertieren in das Herdbuch der Marinhoa-Rasse eingetragen werden müs­
sen. 

3.6 Spezifische Regeln für das in Scheiben schneiden, das Reiben, die Verpackung usw.: 

— 

3.7 Spezifische Regeln für die Etikettierung: 

Unabhängig von der Handelsaufmachung muss die Etikettierung unbedingt die Angabe „Carne Marin­
hoa —– Denominação de Origem Protegida“, das manipulationssicher und unverwischbar angebrachte 
Konformitätszeichen sowie das Logo von „Carne Marinhoa“ enthalten.
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Der Verkaufsbezeichnung „Carne Marinhoa DOP“ dürfen keine weiteren Hinweise oder Angaben hin­
zugefügt werden, einschließlich Händlermarken oder andere, auch wenn sie auf der Etikettierung 
angegeben sein dürfen. 

4. Kurzbeschreibung der Abgrenzung des geografischen Gebiets: 

Das geografische Gebiet, in dem die Tiere, aus denen das „Carne Marinhoa“ hergestellt wird, geboren, 
aufgezogen und geschlachtet werden, umfasst: die Kreise Águeda, Albergaria-a-Velha, Anadia, Aveiro, 
Cantanhede, Coimbra, Estarreja, Figueira da Foz, Ílhavo, Mealhada, Mira, Montemor-o-Velho, Murtosa, 
Oliveira do Bairro, Ovar, Sever do Vouga, Soure und Vagos und darüber hinaus die Gemeinden Ul, 
Loureiro, Pinheiro da Bemposta und Palmaz im Kreis Oliveira de Azeméis. 

5. Zusammenhang mit dem geografischen Gebiet: 

5.1 Besonderheit des geografischen Gebiets: 

Das geografische Gebiet ist eines fruchtbarsten Gebiete Portugals, da es das Einzugsgebiet der Flüsse 
Vouga, Águeda und Antuã umfasst. Das Gebiet von Marinha ist gekennzeichnet durch seine gut 
durchfeuchteten Böden mit flachen Grundwasserspiegeln, die sehr fruchtbar und bestens als Weideland 
geeignet sind. In den weniger feuchten Gebieten wird vorwiegend Getreide, insbesondere Mais, an­
gebaut. Die Eigenschaften dieser Böden erschweren die Mechanisierung, da sie den Einsatz von großen 
und für die Arbeit auf schweren Böden ausreichend starken Rindern erforderte, wodurch ihnen eine 
doppelte Bedeutung zukam, nämlich als Arbeits- und als Fleischtiere. 

Die vorhandenen Bedingungen lassen es zu, dass die Tiere auf kleinen Geländeabschnitten frei weiden 
oder auf Basis von Grünland- und Getreideprodukten ernährt werden. 

5.2 Beschreibung des Erzeugnisses: 

Das sehr gut an das Gebiet angepasste Marinhão-Rind wurde ursprünglich doppelt genutzt, nämlich als 
Arbeits- und als Fleischtier. Gegenwärtig und obwohl die traditionellen Kulturen und Ernährungsweisen 
weiter beibehalten wurden, werden die Rinder nicht mehr zur Arbeit eingesetzt, so dass die Rasse im 
Hinblick auf ihre bessere Eignung zur Fleischproduktion verbessert wurde. 

Die Marinhão-Rinder haben einen Körperbau und körperliche Eigenschaften, die ganz klar mit den 
schweren Böden in dem Gebiet und der unter diesen Bedingungen charakteristischen Haltung in Ver­
bindung zu bringen sind. 

Die mit diesem Produktionssystem erzeugten Schlachtkörper sind verhältnismäßig groß. Das bei der 
Zerlegung dieser Schlachtkörper gewonnene Fleisch hat eine Farbe, die von blassrosa beim Kalb bis 
dunkelrot bei ausgewachsenen Tieren reicht sowie eine feste und leicht feuchte Konsistenz. Die Farbe 
des Fetts reicht in Abhängigkeit vom Alter der Tiere von weiß bis gelb. 

Es handelt sich um ein äußerst saftiges und schmackhaftes Fleisch. 

5.3 Ursächlicher Zusammenhang zwischen dem geografischen Gebiet und der Qualität oder den Merkmalen des 
Erzeugnisses (im Falle einer g.U.) oder einer bestimmten Qualität, dem Ansehen oder sonstigen Eigenschaften des 
Erzeugnisses (im Falle einer g.g.A.): 

Die Boden- und Klimaverhältnisse im Erzeugungsgebiet sowie die Rassemerkmale und die Art der 
natürlichen Ernährung liefern mittelgroße bis große Tiere mit teilweise für das Schlachtalter schweren 
Schlachtkörpern mit wenig Innen- und Deckfett, aber mit besonderen geschmacklichen Eigenschaften. 
Sie sind sehr saftig und zart, haben einen kräftigen Geschmack, eine feste Struktur und eine kau­
freundliche Konsistenz und darüber hinaus ein charakteristisches Aroma und einen charakteristischen, 
nicht zu intensiven Geschmack, die beide hundertprozentig auf den Umweltbedingungen und der 
natürlichen Ernährung bei freier Weidehaltung oder bei der Fütterung der in Ställen gehaltenen Tiere 
basieren. 

Hinweis auf die Veröffentlichung der Produktspezifikation: 

(Artikel 5 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006) 

http://www.gpp.pt/Valor/doc/CE_Carne_marinhoa_DOP.pdf
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